
Interview  zu  Klimaaktivismus
mit  Cosmo,  Aktivistin bei  „End
Fossil“  Göttingen  und  der
„Letzten Generation“
Spätestens  nach  der  letzten  Razzia  bei  der  „Letzten  Generation“  und
Beschlagnahmung  der  Spendenkonten  sowie  dem  drohenden
Organisationsverbot durch den §129 sollte uns bewusst sein, dass der Angriff
gegen Klimaaktivismus in die nächste Runde geht.

Wie Pflegeazubis das Recht auf
Streik genommen wird
Von Paul Fuchs, Juni 2023

Die Ausbildung in der Pflege umfasst 3 Jahre. 3 Jahre, in denen man den
Beruf lernen sollte, in schulischen Phasen die Theorie und in praktischen die
Praxis. Während bei anderen Ausbildungen häufig davon geredet wird, dass
Azubis zum Lernen im Betrieb sind, spricht im Gesundheitssektor so gut wie
niemand  mehr  von  sowas.  Pflegeazubis  sind  Arbeitskräfte  und  werden
dementsprechend in die Arbeit eingeplant. Der Schichtplan wird so gestaltet,
dass  Azubis  nicht  zusätzlich  auf  Station  sind,  sondern  z.B.  eine
Pflegeassistenz ersetzen. Dass dennoch gerade mal der halbe Mindestlohn
gezahlt wird, ist ein Problem, welches alle Auszubildenden kennen. In diesem
Artikel geht es deshalb speziell um unser Streikrecht. Das Streikrecht, so
kümmerlich es in der BRD durch Jahre des schwachen Klassenkampfes und
der Sozialpartner_Innenschaft geworden sein mag, ist ein Recht, was es um
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jeden Millimeter zu verteidigen gilt.

Arbeitgeber_Innen und sogar manchmal Dozent_Innen machen hier Druck
und sprechen Azubis teilweise das Streikrecht völlig ab. Gerade die Charité
übt  sehr  bewusst  Druck  auf  ihre  Auszubildenen  aus.  Bereits  bei  einer
geringen Anzahl  von (entschuldigten) Fehltagen gibt  es,  wenn Streiktage
bevorstehen,  Gespräche  darüber,  dass  sich  kein  weiterer  Fehltag  mehr
erlaubt werden könne. Das Streikrecht ist eigentlich für alle Menschen durch
das  Grundgesetz  gedeckt,  doch  wird  zur  Profitsicherung  immer  wieder
untergraben.

Was ist die aktuelle Situation?
Um zum Examen, also Abschlussprüfung, zugelassen zu werden, darf man
nur eine gewisse Anzahl an Fehltagen haben. In diese zählen Streiktage mit
rein. Wer streikt, muss sich also zwei oder dreimal überlegen, ob man es sich
dann leisten kann, bei Krankheit zu Hause zu bleiben. Und das in einem so
körperlich und emotional anstrengenden Beruf wie der Pflege. Streiktage
werden zwar gesondert notiert, zählen jedoch als Fehltage. Sollten die Noten
einen Antritt zum Examen erlauben, die Fehltage aber eigentlich nicht, ist es
möglich, gegen Ende der Ausbildung einen sogenannten Härtefallantrag zu
stellen. Der Antrag kostet 60 €, ob dieser angenommen oder abgelehnt wird,
bleibt  aber  offen.  Wenn  man  also  an  Streiks  teilnimmt,  gibt  es  keine
Gewissheit, die Ausbildung auch abschließen zu können. In einem Beruf, der
die Arbeiter_Innen mit miserablen Arbeitsbedingungen so kaputt macht, dass
er sich praktisch selbst abschafft.

Wie begründet der Staat das?
Verantwortlich  ist  offiziel  hier  aktuell  die  Senatorin  für  Wissenschaft,
Gesundheit,  Pflege und Gleichstellung.  Im Zuge der TVöD Runde gab es
Diskussionen zwischen der damaligen Senatorin Ulrike Gote (Grüne) Diese
hatte  mit  ihrem Team vor  einigen Monaten ein  Schreiben aufgesetzt,  in
welchem den Azubis selbstverständlich ein Streikrecht zugesprochen wurde.
Ein Recht bringt aber ziemlich wenig, wenn du in einem prekären Arbeitsfeld
psychologisch  unter  Druck  gesetzt  wirst,  es  nicht  wahrzunehmen.  Die



gleichen Menschen, die durch Streiks Profite einbüßen, entscheiden, ob du
am Ende einen Job kriegst oder nicht. Aufgrund mehrerer offener Fragen
wurde  von  der  Ver.di  (Gewerkschaft  der  Dienstleistungen)  eine
Zoomkonferenz organisiert, auf der es bei einem der letzten Arbeitsstreik
eine kleine Diskussion gab. Es wurde sich hinter Bürokratie und konfusen,
juristischen Winkelzügen versteckt. Auszubildene wurden ignoriert und es
wurde mantra-artig  herunter  gerattert,  was auch schon im Schreiben zu
lesen war. So auch der Vorwurf, dass durch Wahrnehmung des Streikrechts
eine  Patient_Innengefährdung  vorliege.  Die  Realität  ist,  dass  selbst  bei
Normalbetrieb jeden Tag in unserem Gesundheitssystem eine Gefährdung für
Patient_Innen und Arbeiter_Innen vorliegt, durch Unterbesetzung und Stress.
Auf  wichtigen  Stationen  gibt  es  bei  einem Streik  eine  Notfallbesetzung,
sodass die Patient_Innen zumindest grundlegend versorgt werden können.
Soweit die Idee, in der Realität unterscheidet sich aber auf vielen Stationen
die Notfallbesetzung gar nicht von der Normalbesetzung oder liegt sogar
über darüber.

Neben  dem Fantasieren  über  ein  „festes  Kontingent  an  Streiktagen  für
Auszubildene“  wird  immer  wieder  auf  den  Härtefallantrag  als  Ausweg
gepocht. Darauf, dass dieser jedoch keine Sicherheit darstellt und genauso
gut abgelehnt werden kann, war die Antwort: „Wir werden diese wohlwollend
bearbeiten“. Toll, vielen Dank! Aussagen wie diese stellen innerhalb eines
halb öffentlichen Zoommeetings keinerlei Verbindlichkeit, geschweige denn
Sicherheit dar.
Frau  Gote  nimmt  damit  einfach  hin,  was  für  einem  Druck  und  Stress
Auszubildende  in  der  Pflege  ausgesetzt  sind.  Zahlreiche  Beispiele  für
psychologischen  Druck  bei  Personalgesprächen  über  Fehlzeiten  wurden
einfach ignoriert.  In der Realität verzichten Auszubildene eher auf Streik
oder  gehen  krank  zur  Arbeit,  anstatt  ihre  ökonomische  Grundlage
aufzugeben. Laut Gote sei das Ganze ja gar kein Eingriff ins Streikrecht, weil
die  Streiktage würden zwar als  Fehlzeiten gezählt  und ergeben dadurch
einen  direkten  Nachteil,  aber,  Zitat:  „Das  Problem sei  nicht  der  Streik,
sondern das Fehlen“.
Mittlerweile wird der Posten von Dr. Ina Czyborra (SPD) bekleidet, im Zuge
des Koalitionsvertrages wurde viel versprochen, erfahrungsgemäß sollten wir



uns keine Hoffnungen in einen Personellen Wechsel bei Vertreter*innen des
Kapitals machen.

Und die Gewerkschaft?
Der  Bürokratische  Charakter  der  Gewerkschaften  hat  sich  in  diesem
Tarifkampf wieder einmal zur schau gestellt. Die Führung versucht, statt die
Interessen des Proletariats durchzusetzen wird versucht ein Kompromiss zu
finden. Sozialpartnerschaft nennt sich der Spaß dann in dem wir immer als
Verlierer  raus  gehen.  Die  Gewerkschaftsführung  gibt  sich  im  Wortlaut
radikal,  beweist,  gerade  zu  anfang  der  Tariffrunden,  sogar  eine  klare
Klassenanalyse. Doch das gesagte wird schnell vergessen und es wird auf die
Verhandlungen und die individuelle schwäche einzelner geschoben, dass es
kein besseres Ergebnis bleibt.  Linke Teile des Apparats lassen sich auch
gerne hin reißen zu Aussagen wie „es wäre mehr drinn gewesen“, jedoch
verbleiben sie stehts bei  einer ökonomistischen Kritik.  Die Frage um die
Führung, bzw die demokratisierung der Gewerkschaften darf nicht gestellt
werden.
Was diese Tarifrunde getötet war das sogenannte Schlichtungsabkommen,
ein  Deal  zwischen  der  Verdi  und  den  Arbeitgebern,  der  beiden  Seiten
während  einer  Tarifverhandlung  jederzeit  ermöglicht  eine  Schlichtung
einzuberufen. Also eine erneute Verhandlung hinter verschlossenen Türen, es
herrscht  absolutes  Informationsverbot.  Vermeidlich  neutrale
Schlichter*innen  werden  von  jeder  Seite  gewählt  und  es  herrscht
Friedenspflicht,  ergo  es  darf  nicht  gestreikt  werden.  Dieses
Schlichtungsverfahren  ist  nicht  nur  absolut  lächerlich,  es  hat  auch  ein
gigantisches Demobilisierungspotenzial. Darüber hinaus gibt es keine einzige
realistische  Situation  in  der  es  in  unserem  Interesse  wäre  so  eine
Schlichtung einzuberufen, Anträge auf Kündigung gibt es seit Jahren, werden
vom  Apparat  aber  stehts  abgewehrt.  Die  Gewerkschaftsbürokratie  hat
erfolgreich den Erzwingungsstreik abwenden können, aber warum ist das in
ihrem Interesse?
Ähnlich wie die politische Bürokratie fungiert sie als kapitalistcher Agent in
den  Reihen  des  Proletariats.  Sie  stehen  jedoch  zwischen  den  Stühlen,
ebendso wie ihnen das Kapital gefährlich werden kann, kann ihnen auch die



Basis  gefährlich  werden  da  eine  demokratische  und  kämpferische
Gewerkschaft ihre Abschaffung bedeutet. Der Erzwinungsstreik stellt einen
wichtigen Moment der kollektiven Selbstermächtigung dar, das Proletariat
sieht welche Macht es hat und durch die viele Zeit die mit Kolleg*innen
verbracht  wird  ohne  den  Druck  der  Lohnarbeit,  können  Diskussionen
darüber instehen wozu man die Gewerkschaftsführung überhaupt braucht
oder warum diese das 10 Fache unserer Gehälter bekommen.

Zum Schlichtungsergebnis, es ist schlecht, sehr schlecht. Sie reichen nicht
aus um altes Personal zu halten, geschweige denn neues zu Gewinnen. Das
fortführen des Kollaps der Pflege ist die Folge.

Wenn euch die Rolle der Gewerkschaftsführung weiter gehend interessiert
empfehelen  wir  diesen  Artikel  der  Gruppe  ArbeiterInnenmacht:
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/05/20/tvoed-bund-und-kommunen-buerok
ratie-redet-sich-auch-die-mitgliederbefragung-schoen/

Was braucht es stattdessen?
Organisation  statt  Entpolitisierung.  Die  Ausbildung  beschreibt  einen
Übergang von der Jugend zum Proletariat. Dies ist eine hochpolitische Zeit,
in  der  sich  im Individuum viel  verändert,  aber  auch der  Grundstein  für
zukünftige Klassenkämpfe gelegt wird. Die permanente Unterdrückung der
Auszubildenden  durch  Berufsschule  und  Arbeitgeber_Innen,  heißt  es
entschlossen zu bekämpfen. Die bürokratische Ver.di Jugend bietet hierbei
gute erste Anlaufstellen,  jedoch keine Lösung. Was es braucht,  ist  einen
Verbund von Auszubildenen im engen Austausch mit den Arbeiter_Innen im
Betrieb.  Die  künstliche  Spaltung  in  „Kämpfe  der  Auszubildenen“  und
„Kämpfe der Beschäftigten“ durch Ver.di und Arbeitgeber_Innen muss mit
gemeinsamen Streiks und gemeinsamen Kämpfen beantwortet werden. Nicht
nur  betreffen  uns  nach  spätestens  drei  Jahren  die  Realitäten  der
Beschäftigten, auch sind diese auf gute zukünftige Kolleg_Innen angewiesen.
Letzteres kann es im momentanen Gesundheitssystem nicht geben, da der
Kapitalismus auf Profite angewiesen ist  und diese immer auf Kosten der
Arbeiter_Innen  gesichert  werden.  Es  braucht  also  vor  allem  eine
antikapitalistische  Perspektive  für  die  Arbeitskämpfe  in  der  Pflege.
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Trotzdem  sollte  man  bestehende  Strukturen  wie  die  Jugend-  und
Auszubildendenvertretungen (JAV) in Betriebsräten nutzen, sie sind jedoch
kein  Ersatz  für  basisdemokratische  Verbunde  von  Auszubildenen.  Die
Berufsschulen  haben  nicht  zu  entscheiden,  ob  und  welche  Flyer  in  den
Berufsschulen verteilt werden, das Recht auf freie Propaganda gilt es auch
zu erkämpfen! Es sind unsere Kämpfe und wir haben zu entscheiden, welche
Schwerpunkte  wir  legen.  Dabei  gilt  es  auch  zu  erkämpfen  dass  die
Auszubildenden,  zum Beispiel  im Zuge des Kurssprecher*innentreffen die
Möglichkeit haben miteinander zu diskustieren ohne das Lehrer*innen und
Schulleitung mit  am Tisch sitzen wie derzeit.  Diskussionen die auch nur
leicht über den Berufsschulalltag hinaus gehen werden strickt unterbunden,
politischer Diskurs verunmöglicht. Ein wichtiger Moment des Austausches
verkommt zu einem technisches Punkte abhacken, ohne Diskurs.
Gegen die Entpolitisierung durch die Ver.di. Arbeitskampf ist Klassenkampf
und sollte als dieser benannt werden. Malle-Hits und zwei Demosprüche, die
keinerlei Forderung aufwerfen, sind nicht genug. Es muss die Möglichkeit für
Auszubildene bestehen, ihre Perspektive darzulegen.

Dafür  benötigt  es  Komitees  von  Auszubildenen,  die  weder  durch  Ver.di,
Berufsschule noch Arbeitgeber bevormundet werden!

Ente ignung  der  P f l ege  und  Vers taa t l i chung  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!
Arbeitszeitverkürzung bei voller Lohnfortzahlung!
Uneingeschränktes Streikrecht für alle Azubis und Beschäftigte!
Raum für politische Diskussionen unter Azubis ohne bevormundung
durch die Schulleitung!
Basisdemokratische Gewerkschaften statt bürokratischem Verrat!
Für gläserne Verhandlungen, jede Verhandlung mit dem Arbeitgeber
m u s s  v i a  I n t e r n e t  l i v e g e s t r e a m t  w e r d e n !  K e i n e
Hinterzimmerverhandlungen



Gewerkschaften  und  die
sozialistische Revolution
Lukas Müller, Rede vom 1. Mai 2023 in Leipzig

Ich bin Lukas, ich bin Sozialpädagoge in der Jugendhilfe, bei ver.di und aktiv
in  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht,  sowie  der  Jugendorganisation
REVOLUTION

Aktuell arbeiten wir als Gruppe auch im Bündnis „wir-fahren-zusammen“ mit,
welches hier in Leipzig versucht eine Brücke zwischen der Umwelt- und der
Gewerkschaftsbewegung zu schlagen und in beide eine antikapitalistische
Perspektive zu tragen.

Der Lebensstandard von Lohnabhängigen in Deutschland ist seit Corona und
Inflation immer weiter gesunken, während die Konzerne gleichzeitig an die
Aktionär:innen für das vergangene Jahr Gewinne in Rekordhöhen auszahlen
wollen. Die 100 größten Unternehmen sollen zusammen ca. 62 Milliarden an
Dividenden an ihre Anteileigner ausschütten. Und diese Anteileigner sind in
erster Linie natürlich eine Handvoll Kapitalist:innen. Die Konzerne konnten
ihre  Gewinne  um  mehr  als  10  %  im  Vergleich  zum  vergangenen  Jahr
steigern, aller Krisen zum Trotz. Gewinne, die durch die Arbeitskraft von uns
Lohnabhängigen erwirtschaftet werden. Und wie immer wird natürlich das
Märchen verbreitet, es sei nicht genug für Lohnerhöhungen da. Es sind die
üblichen dreisten Lügen unser Klassenfeinde.

Als  Antwort  darauf  sehen  wir  aber  auch  einen  Aufschwung  von
Arbeitskämpfen  und  Streiks  seit  vergangenem  Jahr.  Auch  die
Lohnforderungen  der  Gewerkschaftsführungen  sind  dieses  Jahr  deutlich
höher ausgefallen als üblich. Beschäftigte strömen entgegen des vorherigen
jahrzehntelangen Trends wieder in die Gewerkschaften und organisieren sich
in ihrem Betrieb. Zehntausende haben sich alleine bei ver.di seit Anfang des

https://onesolutionrevolution.de/gewerkschaften-und-die-sozialistische-revolution/
https://onesolutionrevolution.de/gewerkschaften-und-die-sozialistische-revolution/
http://arbeiterinnenmacht.de


Jahres neu organisiert. In vielen Betrieben ist die Organisierung sprunghaft
angestiegen.  Eine  halbe  Millionen  haben  sich  an  den  Warnstreiks  im
öffentlichen Dienst beteiligt. Beim gemeinsamen Streik von ver.di und EVG,
an dem sich Busse, Straßenbahnen, U- und S- Bahnen, Fernzüge, Flughäfen
und  Hafenarbeiter:innen  beteiligt  haben,  wurde  ganz  Deutschland
lahngelegt.  Das  hat  es  seit  ca.  20  Jahren  nicht  mehr  gegeben.

Der  zunehmende  Grad  der  Organisierung  und  Kampfbereitschaft  der
Belegschaften  spiegelt  sich  allerdings  wenig  bis  gar  nicht  in  den
Tarifabschlüssen wieder. Bei der Post hat sich die Gewerkschaftsführung auf
einen  von  Konzernseite  in  letzter  Sekunde  vorgelegten  Vorschlag
eingelassen, während die Urabstimmung zum Streik schon längst gelaufen
war und sich gezeigt hat, dass über 85 % der Beschäftigten kampfbereit für
einen  unbefristet  Streik  sind.  Der  Abschluss  ist  eine  Katastrophe  und
bedeutet abermals massive Reallohnverluste für die Beschäftigten, während
der  Konzern  im  vergangen  Jahr  einen  neuen  Rekordgewinn  von  8,4
Milliarden eingefahren hat. Das Ergebnis im TVöD fällt zwar nicht ganz so
katastrophal  aus,  bleibt  mit  seinen 24 Monaten Laufzeit  aber  auch weit
hinter  den  Forderungen  zurück  und  geht  kaum  über  den  faulen
Schlichtungskompromiss  hinaus.

Das  sind  keine  Einzelfälle,  sondern  das  hat  System.  Wenn  wir  uns  die
Struktur der Gewerkschaften im Allgemeinen und der Tarifkommissionen im
Besonderen  anschauen,  dann  fällt  schnell  auf,  dass  es  ein  massives
Machtgefälle  zwischen  der  Basis  und  dem  Apparat  aus  hauptamtlichen
Funktionär:innen,  der  Bürokratie,  gibt.  In  den Tarifverhandlungen geben
nicht Vertreter:innen aus den Belegschaften selbst den Ton an, sondern die
Funktionär:innen, die vom Ergebnis gar nicht betroffen sind. Die Richtlinien
der Tarifkommissionen werden nicht in der Satzung geregelt, sodass diese
nicht von der Basis auf dem Gewerkschaftstag mitbestimmt werden können,
sie werden vom Vorstand oder Beirat festgelegt.  Es gibt eine Pflicht zur
Verschwiegenheit  über  die  Verhandlungen.  Die  Gewerkschaftsbürokratie
verheimlicht also gegenüber den Belegschaften was genau diskutiert wurde,
ob es Gegenvorschläge gab und wer wie abgestimmt hat.  Und am Ende
haben  die  Beschäft igten  keiner le i  Einf luss  darauf ,  ob  das



Verhandlungsergebnis angenommen wird oder nicht, denn die Befragungen
sind nicht mehr als ein Stimmungsbild, ohne bindende Kraft. Die Bürokratie
entzieht  sich  weitestgehend  der  Kontrolle  der  Basis.  Bis  auf  einige
Funktionäre als Mitglieder eines Gremiums, sind die Hauptamtlichen für die
Basis weder wähle- geschweige denn abwählbar.

Gewerkschaftsfunktionär:innen  verdienen  Gehälter,  die  jene  der
Beschäftigten um ein Vielfaches übersteigen, von den Gewerkschaftsbossen
mit ihren Jahresgehältern in Höhe von teilweise mehreren 100.000 € ganz zu
schweigen. Die Bürokratie hat ihren Frieden mit dem Kapitalismus und der
Ausbeutung  der  Lohnarbeit  längst  geschlossen.  Die  Gewerkschaftsbosse
sitzen mit den Kapitalist:innen in den großen Aufsichtsräten und betrachten
sich als Mitverwalter der Konzerne. So saß der Ver.di Chef Frank Werneke
bis letztes Jahr z.B. im Aufsichtsrat von RWE und der deutschen Bank. Die
Bürokratie hat ihre eigene soziale Frage vorerst gelöst. Dadurch hat sie ein
ganz eigenes soziales Interesse: Sie will  die Arbeiter:innenklasse mit den
Konzernen  im  Sinne  der  sogenannten  „Sozialpartnerschaft“  und  des
„Interessensausgleich“  versöhnen. Aber mit den Kapitalist:innen und ihrem
System der Ausbeutung kann es keine Versöhnung geben!

Das Bestehen einer versöhnlerischen Bürokratie ist keineswegs eine neuere
Entwicklung  der  heutigen  Gewerkschaften.  Bereits  zurzeit  von  Rosa
Luxemburg  und  Lenin  war  dies  der  Fall.  Lenin  bezeichnet  die
Gewerkschaftsführungen  in  seiner  wichtigen  Schrift  „Der  linke
Radikalismus“ als reaktionär, als Agenten der Kapitalist:innen innerhalb der
Arbeiter:innenklasse.  Und  auch  Rosa  Luxemburg  lieferte  sich  mit  den
deutschen  Gewerkschaftsspitzen  einen  heftigen  Schlagabtausch  und
verfasste im Zuge dessen ihr viel beachtetes Buch „Massenstreik, Partei und
Gewerkschaft“. Heißt das also, dass sich Lenin und Luxemburg gegen die
Gewerkschaften richteten? Im Gegenteil. Beide erklärten es für ein zentrales
Ziel von Marxist:innen innerhalb der Gewerkschaften aktiv zu sein, dort ihre
Ideen zu verbreiten und die Kontrolle über die Gewerkschaften in die Hände
der  Arbeiter:innenklasse  selbst  zu  legen.  Kräfte,  die  die  Arbeit  in  den
Gewerkschaften ablehnten, überzog Lenin in besagter Schrift mit beißendem
Spott.



Historisch gesehen sind die Gewerkschaften spontan aus dem Kampf heraus
entstanden, aus der bitteren Notwendigkeit sich gegen die unmittelbarsten
Angriffe der Kapitalist:innen verteidigen zu setzen. Und auch heute noch
treten Lohnabhängige unabhängig von ihrer politischen Vorerfahrung oder
ihren politischen Ansichten in die Gewerkschaften ein, um sich zur Wehr zu
setzen. Sie sind die ersten Sammelpunkte des Widerstandes, wie Friedrich
Engels schrieb, sie sind eine Schule des Klassenbewusstseins und bilden die
Grundlage für die Vereinigung der gesamten Arbeiter:innenklasse. Über 5
Millionen Arbeiter:innen sind in den Gewerkschaften des DGB in Deutschland
organisiert. Es sind jene Teile der Klasse, die bereits jetzt ein rudimentäres
Klassenbewusstsein  besitzen.  Nicht  in  den  Gewerkschaften  arbeiten  zu
wollen, würde bedeuten den Kampf gegen die Bürokratie aufzugeben und
diese ersten Sammelpunkte des Widerstand mit ihren aktuell  5 Millionen
fortschrittliche Arbeiter:innen der Bürokratie kampflos zu überlassen.  Das
ist  genauso falsch,  wie sich der Bürokratie und ihrer Sozialpartnerschaft
kritiklos unterzuordnen.

 Für  Marxist:innen  ist  es  eine  zentrale  Aufgabe  innerhalb  der
Gewerkschaften und der von ihr geführten Tarifkämpfe an vorderster Front
mitzukämpfen. Die Tarifkämpfe sind ein wichtiger Ansatzpunkt um Kämpfe
zuzuspitzen und ökonomische mit politischen Fragen zu verbinden. Sie sind
ein  Ansatzpunkt  der  Selbstermächtigung  und  Selbstorganisation  der
Arbeiter:innenklasse  und  damit  auch  ein  Ansatzpunkt  die  Macht  der
Bürokratie  zu  zerbrechen.  Marxist:innen  sollten  innerhalb  der
Gewerkschaften offen als solche auftreten und ehrlich darlegen für welche
politischen Positionen und Taktiken sie stehen. Wir sollten zu Wahlen in den
Gewerkschaften  und  den  Betrieben  antreten.  Wir  müssen  für  das  Recht
eintreten, dass innerhalb der Gewerkschaften jede/r die Möglichkeit hat mit
Flugblättern, Zeitungen, Veranstaltungen usw. um Positionen zu kämpfen,
was sich nach wie vor die Bürokratie vorbehält.  Um die Macht aus den
Händen der Bürokratie zu nehmen ist es zentral,  lokale Komitees in den
Fabriken  aufzubauen,  in  denen  die  ArbeiterInnen  ihre  Kämpfe  selbst
organisieren  und  Perspektiven  diskutieren.  Weiter  müssen  wir  für  die
Demokratisierung  des  Gewerkschaftsapparats  unter  Kontrolle  der  Basis
kämpfen. Dieser Kampf bedeutet, dass sämtliche politischen FunktionärInnen



auf  lokalen,  regionalen  oder  bundesweiten  Versammlungen  gewählt  und
jederzeit  wieder  abgewählt  werden  können.  Es  bedeutet,  dass
Entscheidungen über Streiks von der Basis mit einfacher Mehrheit gefällt
werden. Es bedeutet, dass der Rahmen in dem Tarifverhandlungen geführt
werden vorher von den ArbeiterInnen abgesteckt  wird und das Ergebnis
zustimmungsbedürftig  ist.  Außerdem sollten wir  dafür  kämpfen,  dass die
Gehälter  der  FunktionärInnen  den  durchschnittlichen  Lohn  eines/r
FacharbeiterIn  nicht  übersteigen.

Für all das ist eine organisierte Basisopposition mit eigenen Strukturen in
den Gewerkschaften nötig. Gemeinsam mit einer Reihe andere Marxistischen
Gruppen, wie der DKP, Klasse gegen Klasse, SAV, Sol und weitere haben wir
vor  ca.  3  Jahren  die  VKG Vernetzung  für  kämpferische  Gewerkschaften
gegründet, an deren Gründungskongress ich beteiligt war. Die VKG kann die
Keimzelle einer solchen organisierten Basisopposition sein, wenn wir sie als
solche gemeinsamen weiter aufbauen. Die Klasse für sich gewinnen können
wir  Marxist:innen  nur,  wenn  sie  lernen  „im  Wirtschaftskampf  nicht  nur
Verkünder  der  Ideen  des  Kommunismus  zu  sein,  sondern  die
entschlossensten Führer des Wirtschaftskampfes und der Gewerkschaften zu
werden. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, aus den Gewerkschaften
die opportunistischen Führer zu entfernen. Nur auf diese Weise können die
Kommunisten an die Spitze der Gewerkschaftsbewegung treten und sie zu
einem Organ des revolutionären Kampfes für den Kommunismus machen.“
(2. Kongress KI 1920)

Wenn euch das Thema interessiert, dann kommt zu unserer Veranstaltung
am kommenden Donnerstag um 19 Uhr in der Bäckerei, Josephstraße
12, in Lindenau.

Dankeschön!



Schüler_Innen und Lehrer_Innen
zusammen: Gemeinsamer Streik
für kleinere Klassen!
April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Besser lernen in kleinen Klassen
Seit  über  einem  Jahr  kämpfen  die  Berliner  Lehrer_Innen  der
Lehrer_Innengewerkschaft  „Erziehung  und  Wissenschaft“  (kurz  GEW)  in
bisher 11 Warnstreiktagen dafür, dass kleinere Klassen in einem Tarifvertrag
festgeschrieben werden (Tarifvertrag Gesundheit: kurz TV-G). Noch immer
gibt  es  nicht  einmal  ein  Gesprächsangebot  seitens  des  grünen  Berliner
Finanzsenators  Daniel  Wesener.  Dabei  heißt  eine  Verkleinerung  der
Klassengrößen für Lehrkräfte: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns
heißt  das:  besser  Lernen,  mehr  Zeit  und  weniger  genervte  Burn-Out-
Mathelehrer. In kleineren Klassen erleben wir weniger Konkurrenzdruck und
bekommen mehr Übungszeit,  mehr Ruhe und mehr Aufmerksamkeit.  Wer
kennt nicht diese krasse Angst vor über 30 Leuten in der Klasse zu sprechen
und kann sich vorstellen, wie viel entspannter es sein könnte, wenn da nur
die Hälfte sitzt? Viele von uns erinnern sich noch daran, wie angenehm es
während der Phase des Wechselunterrichts im Corona-Lockdown war, nur
mit der halben Lerngruppe unterrichtet zu werden.

Zuletzt hat die GEW Berlin deshalb 4000 Lehrer_Innen 2 Tage lang auf die
Straße  gebracht,  viele  Schulen  waren  dicht.  Schüler_Innen,  die  bei  uns
organisiert  sind,  haben  diese  Gelegenheit  genutzt.  Wir  sind  auf  die
Streikversammlungen  gegangen  und  haben  mit  den  streikenden
Lehrer_Innen  über  die  Perspektive  ihres  Tarifkampfes  und  wie  wir
gemeinsam kämpfen können, diskutiert. Wir haben dazu auch eine Rede auf
der Streikdemonstration gehalten. Einige von uns haben auch ein kleines
Solidaritätsflugblatt geschrieben und es den Lehrer_Innen ins Fach gelegt.
An einer Schule haben wir auf einer Sitzung der Schüler_Innenvertretung
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eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, dass der Lehrer_Innenstreik von
uns Schüler_Innen unterstützt wird. Es gibt also viele Wege, wie wir uns
solidarisch zeigen können.

Es geht um mehr!
Bald  stehen  in  Berlin  die  Abiturprüfungen  an  und  diese  drohen  die
Streikbewegung massiv zu schwächen, denn viele streikende Lehrer_Innen
halten dem moralischen Druck nicht stand, „ihre Schülis im Stich zu lassen“.
Umso  wichtiger  ist  es,  dass  wir  ihnen  zeigen:  Macht  weiter!  Die  paar
ausgefallenen Stunden sind Nichts im Vergleich zu dieser katastrophalen
Situation,  die  von  den  Politiker_Innen  „Unterricht“  genannt  wird  und
Prüfungen lassen sich auch immer verschieben. Es geht hier um mehr als um
einen  Tarifvertrag.  In  ganz  Deutschland  herrscht  ein  riesengroßer
Personalmangel  an  den  Schulen.  Bis  2030  sind  über  100.000
Lehrer_Innenstellen unbesetzt. Nun stellt sich die Frage, wer diesen Mangel
ausgleichen muss. Ist es der Staat, der endlich mal Geld für Bildung statt für
Rüstung in die Hand nimmt und mehr Lehramtsstudiumsplätze schafft, den
NC dafür abschafft und die Arbeitsbedingungen an den Schulen verbessert?
Oder sind es wir und die Lehrer_Innen, die im Falle der Lehrer_Innen mehr
belastet werden und in unserem Fall eine schlechtere (und ungerechtere)
Bildung erhalten? Die KMK (die Konferenz der Bildungsminister_Innen aller
16  Bundesländer)  fordert  zur  Bekämpfung  des  Lehrer_Innenmangels  die
Klassen zu vergrößern, das wöchentliche Stundendeputat der Lehrer_Innen
zu erhöhen, pensionierte Lehrer_Innen aus dem Ruhestand zurückzuhalten
und  mehr  Online-Unterricht  einzuführen,  damit  eine  Lehrkraft  mehrere
Klassen gleichzeitig unterrichten kann.  In Sachsen-Anhalt  wurden bereits
Teile davon umgesetzt. Hier müssen die Lehrer_Innen 1 Unterrichtsstunde
mehr unterrichten und der Freitag findet bereits  online statt.  Auch wird
diskutiert, ein paar „unwichtige“ Fächer wie Kunst, Musik, Sport, Politik,
Geschichte oder Ethik einfach wegzusparen.

Wie in jedem Tarifkampf geht es also darum, ob sich die Interessen des
Kapitals oder der Beschäftigten durchsetzen. Der Widerspruch zwischen den
Klasseninteressen wird dabei umso größer, je mehr sich die globale Krise



verschärft. Angesichts des Krieges und der Wirtschaftskrise holt das Kapital
also  überall  auf  der  Welt  zum  Angriff  gegen  uns  Jugendliche  und
Lohnabhängige aus. Erst kamen die unzureichenden Einmalzahlungen statt
Lohnerhöhungen  in  der  Metall-  und  Elektroindustrie,  dann  Lauterbachs
miese  Krankenhausreform  im  Gesundheitssektor,  dann  wird  über  die
Einschränkung des Streikrechts diskutiert und nun kommt die KMK und will,
dass Lehrer_Innen und Schüler_Innen die jahrzehntelange Unterfinanzierung
des Bildungssystems ausbaden. Es geht bei dem Kampf um den TV-G also
zum einen darum, unsere Lernbedingungen ganz konkret zu verbessern, zum
anderen aber auch darum, sich der schrittweisen Angriffswelle des Kapitals
auf das Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen zu widersetzen.

Vom Warnstreik  zum Erzwingungsstreik  zur
bundesweiten Streikwelle!
Bisher hat der Berliner Finanzsenator die Forderungen der GEW einfach
ignoriert. Auch wenn die Gewerkschaft die Anzahl der Warnstreiktage nun
auf 2 hintereinander folgende Tage erhöht hat,  wird das noch nicht den
nötigen  Druck  erzeugen,  den  es  braucht,  um  einen  Tarifvertrag  zu
erkämpfen. Es gibt nur einen Weg zum Erfolg und das ist ein unbefristeter
Erzwingungsstreik, so wie es die junge GEW Berlin fordert. Das ist ein Streik,
der nicht nur auf einen Tag angelegt ist, sondern so lange dauert, bis das Ziel
erreicht  ist.  Diese  Forderung  muss  in  die  Streikversammlungen
hineingetragen werden,  sodass die Gewerkschaftsführung gar nicht  mehr
anders  kann,  als  eine  Urabstimmung  über  den  Erzwingungsstreik
einzuleiten. Gleichzeitig muss die GEW, die nicht nur Lehrer_Innen, sondern
auch  Erzieher_Innen  organisiert,  auch  die  Kitabeschäftigten  und
Sozialarbeiter_Innen zum Streik aufrufen. In ihren Einrichtungen sieht der
Betreuungsschlüssel oft noch katastrophaler als in den Schulen aus und sie
bekommen sogar noch viel weniger Geld für ihre harte Arbeit. Gemeinsam
wird der Druck auf den Berliner Senat unerträglich hoch werden, wenn nicht
nur die Schulen, sondern auch Kitas und Jugendclubs dicht sind. Ebenso
streikt gerade nicht nur die GEW, sondern es finden auch die Streiks im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) statt. Die Basis der Streikbewegungen muss für
gemeinsame Streiktage eintreten.



Doch auch außerhalb Berlins sieht die Situation ähnlich oder sogar noch
schlimmer  aus.  Der  Kampf  für  kleinere  Klassen  muss  deshalb  über  die
Berliner  Stadtgrenzen  hinausgetragen  werden.  Außerdem  kann  der
Arbeitgeber_Innenverband  der  Lehrer_Innen  (die  „Tarifgemeinschaft  der
Länder“) dann auch nicht mehr damit drohen, Berlin rauszuschmeißen, wenn
auch in  anderen Bundesländern gestreikt  wird.  In  Hamburg und Baden-
Württemberg  haben  wir  bereits  erste  Initiativen  für  Tarifverträge  für
kleinere Klassen angestoßen.  Wenn es  im September zur  Tarifrunde der
Länder (TV-L) kommt, gilt es, die Forderungen nach kleinen Klassen und
einem tarifvertraglich geregelten Betreuungs- und Pflegeschlüssel mit in den
Tarifvertrag aufzunehmen. Fragt eure Lehrer_Innen, ob sie in der GEW sind,
ob sie schon etwas von den 11 Streiks für kleinere Klassen in Berlin gehört
haben und ob sie  diese Idee nicht  auch mal  in  ihren GEW-Kreis  oder  -
bezirksverband tragen wollen.  Diskutiert  mit  euren Mitschüler_Innen und
tragt die Forderung nach kleineren Klassen in eure Schulen!

Arbeitskampf und Klimastreik –
One Struggle, One Fight?
Von Stephie Murcatto, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die  Klimabewegung ist  an  einem Wendepunkt  angekommen.  Die  großen
Mobilisierungen der Klimabewegung, so wie der Fridays For Future Global
Strike, stagnieren seit Corona. Die Partei „die Grünen“ hat sich lange als
Verbündete der Proteste präsentiert und ist nun an der Regierung dabei,
alles zu verraten, wofür die Klimabewegung einsteht. Viele Aktivist_Innen
greifen  zu  verschiedenen  neuen  Strategien,  um  den  Klimawandel
aufzuhalten. Die „Letzte Generation“ verwendet Straßenblockaden mit dem
berühmten Festkleben. End Fossil Occupy besetzte Schulen und Unis. Dazu
kam  jüngst  auch  die  Abbaggerung  Lützeraths,  die  zwar  von  massiven
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kämpferischen  Protesten  begleitet  wurde,  aber  schlussendlich  die
Abbaggerung des Dorfs, welches für Jahre als Symbol der Klimabewegung
gestanden hat, nicht verhindern konnte. Dennoch ist das 1,5 Grad Ziel in
weitere Ferne gerückt und die Proteste blieben gesellschaftlich isoliert. So
unterschiedlich  die  Forderungen  und  Taktiken  von  FFF,  EG,  Letzte
Generation, XR usw. auch sein mögen, ähnlich sind sie sich in dem Punkt,
dass sie den Staat mit Appellen und der Erzeugung medialer Aufmerksamkeit
von der Wichtigkeit der Reduktion von CO2 überzeugen möchten. Dass ihre
Aktionsformen viele  Menschen mobilisieren  können,  haben sie  bewiesen.
Jedoch  haben  s ie  auch  geze ig t ,  dass  s i ch  d ie  po l i t i schen
Entscheidungsträger_Innen trotz aller tollen Worte nicht durch symbolische
Appelle von ihrer klimaschädlichen Politik abbringen lassen. Wir müssen also
aus den letzten 3 Jahren Klimaaktivismus die Bilanz ziehen,  dass unsere
Bewegung neue  Aktionsformen braucht,  die  über  Aufforderungen an  die
Politiker_Innen und symbolische medienwirksame Aktionen hinausgehen. Das
geht unserer Meinung nach nicht mit, sondern nur gegen den Staat.

Der  Kampf  gegen  den  Klimawandel  ist  ein
Klassenkampf!
Anstatt also die Politik zu bitten, dieses und jenes zu tun, müssen wir unser
Schicksal  selbst  in  die  Hand  nehmen.  Das  Mittel  dafür  stellt  die
Vergesellschaftung  dar:  Indem  wir  Energieproduktion,  Verkehr  oder
Landwirtschaft  demokratisch  organisieren,  kontrollieren  und  planen,
entreißen wir sie der egoistischen und widersprüchlichen Marktlogik und
können so  ein  Wirtschaften,  orientiert  an  unseren Bedürfnissen und der
Erhaltung des Planeten anstatt an der Vermehrung von Profiten, umsetzen.
Durch unsere aktuelle profitbasierte Wirtschaftsweise können sich Reiche
viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während wir
insbesondere in ärmeren Ländern seinen Folgen schutzlos ausgesetzt sind.
Wer wie unter der Klimakrise leidet ist eine Klassenfrage, weshalb wir den
Kampf dagegen auch als Klassenkampf verstehen müssen. So müssen wir
dafür eintreten, dass die Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der
Arbeiter_Innen und der Jugend ausgetragen werden (z. B. durch Ökosteuern
oder  Massenentlassungen  in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen



dafür sorgen, dass die Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander
ausgespielt, sondern miteinander verbunden werden. Das heißt also, neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in der Klimabewegung ein Verständnis für die existenziellen
Sorgen und Nöte der Beschäftigten und keine abgehobene Ignoranz, wie sie
in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht euch doch einfach
nen‘ Job in nem Öko-Startup!“ helfen da wenig weiter und spiegeln vielmehr
die privilegierte Position einiger Aktivist_Innen wider. Doch am letzten FFF
Global Strike am 03.03.2023 haben in verschiedenen Orten FFF und die
Dienstleistungsgewerkschaft  Ver.di  gemeinsam gestreikt.  Dies stellt  einen
absolut notwendigen Schritt  der Klimabewegung in die richtige Richtung
dar!

Was macht die Streiks so besonders?
Bevor wir diese Frage beantworten können, müssen wir erstmal klarstellen,
inwiefern ein Streik einen Unterschied dazu darstellt, wie FFF vorher ihre
Aktionen gestaltet hat. Auf der Straße mag es nämlich gar nicht so anders
aussehen, aber in der Realität ist  es ein qualitativer Unterschied zu den
vorherigen  FFF-Demos,  wenn  die  Gewerkschaften  ihre  Streiks  auf  den
gleichen Tag legen und sich hinter die Forderungen von FFF stellen. Dieser
besteht darin, dass, wenn die Gewerkschaften streiken, ein ökonomischer
Druck aufgebaut werden kann. Im Extremfall kann durch einen Generalstreik
im wahrsten Sinne des  Wortes  ein  komplettes  Land lahmgelegt  werden.
Keine U-Bahnen fahren, keine Autos werden produziert, du kannst dir nicht
bei McDonald‘s nen‘ schönen Cheeseburger kaufen, Amazon liefert nicht und
keine Güter werden im Hamburger Hafen entladen. Kurzum: Alles, was den
Kapitalismus zum Funktionieren bringt, steht still.

In  einer solchen Situation muss man auch nicht  mehr an die  Regierung
appellieren,  etwas  gegen  den  Klimawandel  zu  tun.  Zum einen  steht  sie
dadurch unter einem wahrhaftigen Druck zu handeln. Zum anderen entsteht
durch Streiks das Bewusstsein unter den Beschäftigten, dass sie selbst es



sind,  weswegen  der  gesamte  Laden  überhaupt  laufen  kann.
Revolutionär_Innen müssen ihnen dann im Zuge der Streiks aufzeigen, dass
im nächsten Schritt sie selbst es sind, die demokratischer Kontrolle über die
Produktionsmittel übernehmen müssen. So weit sind wir jetzt im Fall des
gemeinsamen Streiks von FFF und Ver.di noch nicht. Jedoch ist es ein erster
wichtiger gemeinsamer Schritt, dass die Gewerkschaft ihren Warnstreiktag
auf das Datum des Klimastreiks gelegt hat, dass in vielen Städten gemeinsam
protestiert wurde und ein symbolischer Schulterschluss stattgefunden hat.

Aber  welchen  Schritt  machen  wir  als
nächstes?
Allein dieses Minimum an öffentlicher Solidarität hat in den bürgerlichen
Medien schon einen Shitstorm gegen die Gewerkschaft ausgelöst. “Das ist ja
politischer  Streik!“  hier..  und  „das  ist  doch  verboten!“  dort.  Um  einen
politischen Streik handelt es sich hier jedoch (leider) keinesfalls, denn ver.di
hat  lediglich  den  Termin  für  ihren  Warnstreik  für  den  Tarifkampf  im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) auf denselben Termin wie FFF gelegt, jedoch
keine ökologischen Forderungen in den Tarifvertrag mit aufgenommen.

Doch tatsächlich hat Deutschland ein extrem rückschrittliches Streikrecht, in
dem politische Streiks verboten sind. Damit macht sich Deutschland zu dem
Land,  mit  dem  rückschrittlichsten  Streikrecht  in  ganz  Europa  –  gleich
scheiße ist nur der Vatikan. Gewerkschaften in Deutschland dürfen Streiks
lediglich  als  letztes  Mittel  nutzen,  um  Druck  in  Tarifverhandlungen
auszuüben. Prinzipiell sind politische Streiks aber nicht von der Verfassung
verboten.  Es  gibt  lediglich  eine  Tradition  in  der  Rechtsprechung  des
Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu  laufenden
Tarifverhandlungen  häufig  mit  Einschränkungen  und  Repression  belegt.
Po l i t i sche  S t re iks  s ind  a l so  t ro tzdem  mög l i ch ,  wenn  d ie
Gewerkschaftsbürokratie dazu bereit wäre. Denn eigentlich ist es auch gar
nicht  wichtig,  ob  ein  politischer  Streik  oder  gar  ein  Generalstreik  im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_Innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur



Beendigung  des  Ersten  Weltkrieges,  oder  der  Generalstreik,  der  die
Weimarer Republik vor einem faschistischen Putsch 1920 gerettet hat. Was
sol l  auch  so  e in  Stück  Papier  gegen  d ie  gebal l te  Kraf t  der
Arbeiter_Innenklasse  ausrichten?  Schließlich  hat  ein  Generalstreik  mit
Millionen  Unterstützer_Innen  auch  eine  viel  höhere  demokratische
Legitimität als irgendein von Juristen konstruiertes Urteil. Die Herrschenden
sind  dadurch  gezwungen,  auf  die  Interessen  der  streikenden  Massen
einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch weitere Aktionen
sogar entmachtet werden.

Die Bürokraten in den Gewerkschaften stehen
uns im Weg
Dass heute nicht alle Arbeiter_Innen und Gewerkschaftsmitglieder so Feuer
und Flamme für politische Streiks fürs Klima und die Vergesellschaftung der
Produktionsmittel  eintreten,  hat  viel  mit  den  desillusionierenden
Erfahrungen der Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahrzehnten zu tun.
So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer Politik der Sozialpartnerschaft
(was  so  viel  wie  Kooperation  zwischen  Kapital  und  Arbeit  anstelle  von
Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit und Passivität unter den
Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl Umweltschutz seit dem
Entstehen  der  Arbeiter_Innenbewegung  eigentlich  immer  ein  zentrales
Thema der Gewerkschaften war. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die
Gewerkschaften dann das Umweltthema und viele andere politische Fragen
nach und nach im Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den
Unternehmen aus der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich
heute  nur  noch  für  Tarifverhandlungen  zuständig  fühlen.  In  diesem
Aktenschrank  müsste  sich  auch  ein  Schredder  befinden,  dem  die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_Innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität  statt  nationalistischer  Spaltung.



Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen. Das liegt daran, dass sie selber
viel  zu  tief  in  der  Scheiße mit  drinstecken und ihre  eigenen Privilegien
verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus der Gewerkschaftsbasis
gegen die Führung. Beschäftigte, die bei ver.di organisiert sind, müssen in
ihren  Betrieben  Streikkomitees  aufbauen,  die  wähl-  und  abwählbare
Delegierte in die Streikversammlungen entsenden, und selbst die Kontrolle
über den Fortgang des Streiks übernehmen, sowie über weitere Maßnahmen
entscheiden.  Ebenso  darf  beispielswiese  der  aktuelle  Kampf  für
Lohnerhöhungen im Nahverkehr nicht bei einem schlechten Kompromiss mit
den Bossen stehenbleiben, sondern muss den Ausbau des Streckennetzes,
Solidarität mit Streiks in anderen Branchen und Übergangsforderungen auf
die Tagesordnung setzen. In allen für den Kampf gegen den Klimawandel
strategisch wichtigen Sektoren, ob in der Autoindustrie, dem Nahverkehr
oder  der  Energieindustrie  braucht  es  eine  kämpferische  Basisbewegung
gegen die verräterische Politik der Gewerkschaftsbürokratie.

Schüler_Innen und Beschäftigte: Schulter an
Schulter!
Als Schüler_Innen haben wir leider nur begrenzten Einfluss darauf, was in
den Gewerkschaften passiert. Ein erster Schritt wäre es aber zum Beispiel
schon  einmal,  Streikposten  zu  besuchen  und  mit  den  Streikenden  in
Diskussion zu treten. Was wir außerdem machen können, ist innerhalb der
Klimabewegung  weiterhin  für  die  Notwendigkeit  der  Solidarisierung  mit
Streiks,  das  Verständnis  vom  Kampf  gegen  den  Klimawandel  als
Klassenkampf und die Perspektive von sozial-ökologischen Verbesserungen
für alle, statt Verbote und Green New Deal einzutreten. Dafür ist es wichtig,
dass wir uns an unseren Schulen organisieren und die Klimafrage vor Ort an
unsere Mitschüler_Innen tragen. Gemeinsam können wir diskutieren, welche
Probleme  an  der  Schule  existieren  und  wie  diese  mit  dem  Klima
zusammenhängen.  Warum  ist  zum  Beispiel  Geld  dafür  da,  dass
Bundeswehroffiziere in den Politikunterricht kommen, um fürs Sterben zu
werben, während veganes Essen in der Mensa angeblich viel zu teuer ist?
Und  wer  bestimmt  in  der  Schule  überhaupt  darüber,  wie  das  Geld



ausgegeben  wird?  Wir  müssen  uns  zusammensetzen  und  diese  Fragen
diskutieren.  Durch  Vollversammlungen  können  wir  die  gesamte
Schüler_Innenschaft erreichen. Dabei können zum Beispiel auch Beschäftigte
von ver.di eingeladen werden, um gemeinsam in Diskussion zu treten. Wie
ihr eine Vollversammlung an eurer Schule organisieren könnt, erfahrt ihr in
einem anderen Artikel („Versammeln wir unsere Mitschüler_Innen gegen die
Klimakrise!“) in dieser Zeitung.

Versammeln  wir  unsere
Mitschüler_Innen  gegen  die
Klimakrise!
Von Jona Everdeen, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Tausend Schüler_Innen diskutieren den Kampf gegen den Klimawandel: Am
Dienstag  den  24.  Januar  fand  in  der  Sophie-Scholl-Schule  in  Berlin-
Schöneberg eine zuvor durch Schüler_Innen organisierte Vollversammlung
statt!

Die  Vollversammlung  wurde  unter  dem  Motto  einer  „Alternativen
Klimakonferenz“  durchgeführt,  nachdem  die  COP27  wieder  einmal  zu
keinerlei  Fortschritten  bei  der  Bewältigung  der  Klimakrise  geführt  hatte.

Doch was genau ist  überhaupt eine Vollversammlung? Und wie kann sie
einberufen werden?

Wozu eine Vollversammlung?
Eine  Vollversammlung  an  einer  Schule  ist  eine  für  alle  Schüler_Innen
verpflichtende, bis zu zwei Stunden lange Veranstaltung in der Aula oder
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einem anderen zentralen Raum der Schule.

Sollte die Schule über keinen Raum verfügen, in dem alle Schüler_Innen
Platz  haben,  kann die  Vollversammlung auch aus  mehreren Blöcken mit
jeweils unterschiedlichen Jahrgängen bestehen.

Eine  Vollversammlung  kann  von  der  SV  (Schüler_Innen-Vertretung)
einberufen werden, in Berlin einmal im Halbjahr, in anderen Bundesländern
kann das variieren.

Mittels einer Vollversammlung kann in der ansonsten bewusst unpolitisch
gehaltenen Schule  ein  Raum geschaffen  werden,  um über  akute  Fragen
innerhalb der Schule aber auch gesellschaftlich relevante Themen, wie die
Klimakrise, zu debattieren. Und das selbstbestimmt durch die Schüler_Innen,
ohne dabei Lehrkräften oder der Schulleitung rechenschaftspflichtig zu sein.

Die Vollversammlung ist somit die bestmögliche Plattform für einen Diskurs
innerhalb der Schule und auf ihr kann auch über politische Forderungen
abgestimmt und somit eine deutlich breitere Legitimität für diese geschaffen
werden.  Schüler_Innen,  von  denen  die  meisten  noch  nicht  an
parlamentarischen  Wahlen  teilnehmen  dürfen,  können  endlich  einmal
abstimmen,  und  zwar  nicht  bloß  passiv  durch  die  Wahl  irgendwelcher
Stellvertreter_Innen sondern aktiv mit der Möglichkeit, sich selber an der
Umsetzung des Wahlergebnisses zu beteiligen.

Die Vollversammlung an der Scholl
Bei  der  Vollversammlung  an  der  Sophie-Scholl-Schule  war,  wie  bereits
erwähnt, die Klimakrise das Thema unter dem die rund 1000 Schüler_Innen
in 3 Durchgängen in die Aula gerufen wurden.

Dies  fand  auf  Initiative  unserer  Genoss_Innen  statt  und  eine  Gruppe
motivierter  Schüler_Innen  hatte  zuvor  die  Organisation  übernommen.

Eingeladen  waren  drei  Gastreferent_Innen  der  Klimagruppen  „Depth  4
Climate“, die sich für eine Schuldenstreichung für die Länder der Globalen
Südens einsetzt, „End Fossil: Occupy!“, die mittels Schul- und Unibesetzung



den Klimastreik auf ein neues Level  heben will,  sowie die „Workers and
Youth  Relief  Campain“,  die  Unterstützung  für  die  Betroffenen  der
Flutkatastrophe  in  Pakistan  leistet.  Diese  referierten  dabei  über
unterschiedliche Aspekte der Klimakrise und stellten Ansätze vor, wie diese
gelöst  werden  könnten,  wobei  der  inhaltliche  Fokus  darauf  lag,  dass
Selbstorganisation von Arbeiter_Innen und Jugendlichen sowie internationale
Solidarität notwendige Bedingungen für Klimagerechtigkeit sind.

Nach  einer  Frage-  und  Diskussionsrunde,  bei  der  die  Schüler_Innen
inhaltliche  Nachfragen  stellen  und  eigene  Beiträge  einbringen  konnten,
stellte das Organisationsteam die zuvor erarbeiteten Forderungen an Schule
und Politik vor und eröffnete daraufhin die Abstimmung über diese.

Die Forderungen wurden mit einer breiten Mehrheit angenommen. Das war
ein Riesenerfolg!

Wie  kann  ich  selber  eine  Vollversammlung
organisieren? Worauf muss ich achten?
Wie gesagt kann eine Vollversammlung 1-2 Mal im Schuljahr durch die SV
einberufen werden. Es ist daher nötig, insofern man nicht als organisierende
Gruppe selber Teil der SV ist, diese von der Vollversammlung zu überzeugen.
Die  Organisation  der  Vollversammlung  muss  jedoch  nicht  von  der  SV
übernommen werden, sondern kann von allen interessierten Schüler_Innen
durchgeführt  werden.  Möglichst  gute  Kontakte  zur  SV  sind  natürlich
trotzdem  hilfreich.

Bei  der  Organisation sollte  versucht  werden,  so  viele  Schüler_Innen wie
möglich  in  die  Planung,  Ausgestaltung  und  vor  allem  Aufstellung  der
Forderungen einzubinden, indem mit Flyern, Plakaten und Mund-zu-Mund-
Propaganda für Vorbereitungstreffen geworben wird. Je mehr Schüler_Innen
am  Prozess  beteiligt  sind,  je  niedrigschwelliger  die  Möglichkeiten  zur
Mitgestaltung  sind,  desto  höher  ist  auch  die  Legitimität  der  Ergebnisse.

Auf der Vollversammlung selber sollte über Forderungen einzeln abgestimmt
werden, damit die Schüler_Innen bei jeder Forderung überlegen können, ob



sie zustimmen, und nicht bloß die Wahl haben entweder alle oder keine
Forderungen anzunehmen.

Ihr  seid  bei  der  Planung  einer  Vollversammlung  der  Schulleitung  keine
Rechenschaft schuldig, jedoch müsst ihr diese dort anmelden und ihr solltet,
insofern  möglich,  versuchen,  ein  kooperatives  Verhältnis  mit  der
Schulleitung  zu  suchen,  da  das  die  Ausgestaltung  deutlich  vereinfachen
kann. Gleichzeitig sollte Kritik an der Schulleitung aber keineswegs unter
den Teppich gekehrt werden.

Für die Finanzierung der Vollversammlung, zum Beispiel Druckkosten für
Wahlzettel und Plakate, könnt ihr den schuleigenen Förderverein anfragen,
der in der Regel unkompliziert auch höhere Kosten übernimmt.

Wie  an der  Sophie-Scholl-Schule  dürft  ihr  Referent_Innen von außerhalb
einladen. Die Schulleitung hat kein Recht, über diese zu entscheiden. Es
muss lediglich eine Begründung für die Einladung vorgelegt werden und die
Referent_Innen  müssen  sich,  wenn  sie  in  die  Schule  kommen,  beim
Sekretariat  anmelden.

Es ist außerdem wichtig, im Vorhinein einen Zeitplan für die Veranstaltung
zu erstellen, der eher mit mehr als mit weniger Zeit rechnet, da sich der
Ablauf  mit  mehreren  hundert  Schüler_Innen  leicht  um  einige  Minuten
verzögern  kann.  Das  Programm  der  Vollversammlung  bzw.  eines  ihrer
Durchläufe  muss  also  gut  im Vorhinein  durchgeplant  und Aufgaben,  mit
Backup-Optionen, verteilt werden.

Was folgt nach der Vollversammlung?
Damit die Vollversammlung nicht einen rein symbolischen Charakter hat, ist
es wichtig, dass sie nicht das Ende der politischen Arbeit der Schüler_Innen
ist, sondern eigentlich erst ihr Anfang.

Angenommene Forderungen dürfen kein Selbstzweck sein, sondern müssen
in der Folge der Vollversammlung aktiv von den Schüler_Innen durchgesetzt
werden, da zu erwarten ist, dass sie nicht einfach so umgesetzt werden.



Dafür  muss  die  Gruppe,  die  die  Vollversammlung  organisiert  und  die
Forderungen aufgestellt hat, weiterhin organisiert bleiben und versuchen,
noch mehr Schüler_Innen, am besten schon auf der Vollversammlung selber,
mit ins Boot zu holen und zu Treffen einzuladen.

Es ist  wichtig,  sich nicht in Hinterzimmergespräche mit der Schulleitung
verwickeln zu lassen, undemokratische Kompromissvorschläge entschieden
zurückzuweisen  und  auf  den  demokratisch  betroffenen  Beschlüssen  zu
beharren.

Sollte  sich  abzeichnen,  dass  die  Schulleitung  nicht  bereit  ist,  diese
umzusetzen,  müssen  unter  Beteiligung  möglichst  vieler  Schüler_Innen
weitere  Schritte  geplant  werden,  wie  der  Druck  erhöht  werden  kann.
Möglichkeiten dafür reichen von offenen Briefen bis zu Schulstreiks und -
besetzungen.

Es ist zu empfehlen, als Organisationsgruppe bei zukünftigen Wahlen für
Klassensprecher_Innen- und Schulsprecher_Innen-Posten mit dem Programm
zu kandidieren,  die  Beschlüsse der  Versammlung zu verteidigen und die
demokratische Mitsprache der Schüler_Innen zu vertiefen.

Ganz generell  muss die  Vollversammlung langfristig  genutzt  werden,  um
aufzuzeigen, dass sie genau wie auch besagte Klassensprecher_Innen und
Schulsprecher_Innen-Wahlen, lediglich Bühnen darstellen, um für dauerhafte
und wirklich demokratische Organisierung der Schüler_Innen zu werben und
diese voranzutreiben. Ziel sollte es sein, die Schüler_Innen zu politisieren
und  gegen  die  Ungerechtigkeit  des  kapitalistischen  Systems  wie  der
Klimakrise  in  Stellung  zu  bringen.  Das  erkämpfen  wir  nämlich  in  einer
Organisierung in Schüler_Innen-Komitees, in der Posten jederzeit abwählbar
sind  und  die  regelmäßige  Treffen  aller  motivierten  Schüler_Innen
veranstaltet,  auf denen politische Themen debattiert und daraus folgende
Forderungen  dann  auf  regelmäßig  stattfindenden  Vollversammlung
abgestimmt  werden,  um  endlich  die  Erzählung  von  den  „unpolitischen
Schulen“ zu brechen!



Frankreich: Generalstreik gegen
die „Rentenreform“! Nieder mit
Macron  und  der
antidemokratischen  Fünften
Republik!
Von  Marc  Lasalle,  ein  französischer  Genosse  der  Liga  für  die  5.
Internationale.

Seit zwei Monaten wird Frankreich von Streiks und Protesten gegen den
Versuch, das Rentenalter zu erhöhen, erschüttert. Doch nun ist die Krise in
eine neue Phase eingetreten.

Nach monatelangen Verhandlungen, in denen versucht wurde, die Stimmen
der Abgeordneten des rechten Flügels der Republikaner_Innen zu kaufen,
konnte die Regierung immer noch keine Mehrheit erlangen – ein Zeichen für
den Druck, den die Massen auf alle Abgeordneten ausübten.

Präsident  Emmanuel  Macron  berief  sich  daraufhin  auf  Artikel  49.3  der
Verfassung, der es ihm erlaubt, das Parlament zu übergehen und Gesetze zu
verabschieden, ohne dass es eine Mehrheit unter den Abgeordneten gibt,
geschweige denn ein Mandat des Volkes.

Unsere Antwort: Widerstand!
Dieser ungeheuerliche Eingriff in die Demokratie löste mehr als eine Woche
lang eine neue Serie nächtlicher Proteste aus. In diesen Kämpfen mit den
Sicherheitskräften stehen immer mehr junge Menschen an vorderster Front:
Sie lassen sich nicht ihrer demokratischen Rechte berauben!
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An den Arbeitsplätzen fällt das Tempo des Kampfes uneinheitlich aus. Einige
Sektoren wie die  Eisenbahnen,  die  Energiewirtschaft,  die  Docks und die
Müllabfuhr werden seit Wochen bestreikt. Auf den Straßen von Paris türmen
sich 10.000 Tonnen Müll. Die Häfen von Marseille und Rouen sind blockiert,
ebenso  wie  mehrere  Raffinerien.  Die  Benzinknappheit  ist  im  Süden  des
Landes sehr groß und weitet sich unaufhaltsam auf das ganze Land aus.

Der gestrige Aktionstag am 23. März brachte 3,5 Millionen Arbeiter_Innen
mit hunderten Demonstrationen auf die Straße. Die Erfahrung der letzten
Wochen zeigt jedoch, dass selbst eine Mobilisierung dieses Ausmaßes nicht
ausreicht, um die Regierung zum Rückzug zu zwingen, geschweige denn, um
sie  vollständig  abzusetzen,  was  die  notwendige  Voraussetzung  für  die
Aufhebung  des  Gesetzes  und  eine  angemessene  Bestrafung  für  ihre
Missachtung  der  Demokratie  wäre.

Alle Gewerkschaftsverbände erklärten, sie würden das Land im März zum
Stillstand bringen. Die Realität sieht jedoch bislang anders aus. Einige gut
organisierte  Sektoren  führen  zwar  beharrliche  Streiks  durch,  die  jeden
Morgen in Betriebsversammlungen abgestimmt werden, aber es gibt keine
generelle Arbeitsniederlegung. An den Aktionstagen (9 seit Januar) werden
Millionen auf die Straße gebracht, aber die Zahl der Streikenden außerhalb
dieser Tage ist eher gering.

Misere der Gewerkschaftsbürokratie
Was ist hier los? Die Gewerkschaftsführer_Innen haben ihre Glaubwürdigkeit
in  diesem  Kampf  aufs  Spiel  gesetzt  –  sie  können  heute  nicht  einfach
nachgeben oder  sich  zurückziehen.  Aber  sie  wollen  auch nicht  über  die
aktuelle Strategie hinausgehen. Da die Rentenreform nach allgemeiner und
richtiger  Auffassung  den  Lohnabhängigen  zwei  Jahre  ihres  Ruhestands
vorenthält, würde eine Niederlage bedeuten, dass sie zugeben müssten, dass
sie nicht in der Lage sind, die bestehenden Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Arbeiter_Innen zu verteidigen, geschweige denn für Verbesserungen zu
kämpfen.

Doch trotz des hohen Einsatzes weigern sich die Gewerkschaften, zu einem



Generalstreik  aufzurufen.  Sie  bestehen  auf  Blockaden,  auf
Verallgemeinerungen,  aber  sie  haben  nicht  dazu  aufgerufen,  dass  alle
organisiert  und  gemeinsam das  Land  in  einem unbefristeten  politischen
Streik lahmlegen. Der Grund dafür ist einfach: Die Zahl der gewerkschaftlich
Organisierten  in  Frankreich  ist  gering,  weniger  als  10  Prozent.  Die
Führungen  ziehen  es  daher  vor,  gut  kontrollierte  Streiks  in  einigen
strategischen Sektoren mit „Aktionstagen“ für alle anderen zu kombinieren.
Sie ziehen diese konkreten Aktionen einem unbefristeten Generalstreik vor,
der  zwangsläufig  die  Organisation  alternativer  lokaler,  regionaler  und
nationaler Führungen zur Koordinierung erfordern würde. Angesichts eines
politischen  Kampfes,  der  eine  politische  Aktion  in  gleichem  Umfang
erfordert, sind die Gewerkschaftsspitzen unschlüssig und verhalten sich zu
dieser Aufgabe passiv. Doch dies ist eine Strategie der Niederlage.

Viele Arbeiter_Innen betrachten die Gewerkschaftsführer_Innen immer noch
als  die  legitime  Führung,  auch  weil  die  Gewerkschaftsfront  (die
Intersyndicale) bislang geschlossen bleibt und die Reden der Führer_Innen
einen radikalen Ton anschlagen. Doch bevor Macron ein Misstrauensvotum
knapp überstand, war die Zahl der Streikenden rückläufig. Das hat sich nach
dem 16. März zwar wieder geändert. Aber ohne einen ernsthaften Tempo-
und Richtungswechsel wird sich nach einiger Zeit wieder dasselbe Problem
stellen.

Wie muss es jetzt weitergehen?
Deshalb müssen wir den Schwung des aktuellen Kampfes nutzen. Dieser ist
noch nicht vorbei, er ist vielmehr in eine entscheidende Phase getreten. Die
nächsten  Tage  und  Wochen  werden  von  größter  Bedeutung  sein.  Die
Entschlossenheit der Streikenden, kombiniert mit der noch zu entfesselnden
Kampfbereitschaft der Massen, ist unermesslich stärker als die Regierung
und ihre Polizei. Die Jugend nimmt den Kampf auf: Universitäten in Paris und
Toulouse  sind  besetzt.  Überall  versuchen Aktivist_Innen,  die  Betriebe  zu
vernetzen, Streikkomitees zu bilden und für einen Generalstreik zu werben.

Das jüngste Interview von Macron, das von einer ungezügelten Verachtung
für die Lohnabhängigen geprägt war, hat die Situation noch zugespitzt. Die



Gewalt  der  Polizei  und die  Forderungen der  Minister_Innen nach einem
harten Durchgreifen gegen die Demonstrant_Innen verstärken den Hass der
Bevölkerung auf die Regierung nur noch. Millionen von Menschen fühlen,
dass Demokratie und Gerechtigkeit auf ihrer Seite sind.

Der Generalstreik ist der einzig mögliche Schritt. In jedem Betrieb sollten die
Aktivist_Innen  die  Führung  übernehmen  und  ihre  Kolleg_Innen  davon
überzeugen, die Streiks auszuweiten, die Profitmaschine zu stoppen und die
öffentlichen  Dienste  zu  schließen.  Generalversammlungen  und
Streikkomitees  in  den  Betrieben  sollten  die  Führung  übernehmen  und
Aktionsräte  bilden,  die  regional  und  national  vernetzt  sind,  um  die
Verallgemeinerung  von  Streiks  zu  organisieren.

Dieser Kampf geht über die Renten hinaus.  Auf Macrons Umgehung des
Parlaments kann es nur eine Antwort geben: einen Generalstreik, um die
Rentenreform zu stoppen, um Macron zu stürzen und vor allem, um die 5.
Republik und ihre bonapartistische Verfassung zu Fall zu bringen.

Macron  wird  nicht  der  erste  Tyrann  sein,  der  von  den  französischen
Arbeiter_Innen auf der Straße besiegt wird. Aber er könnte der letzte sein,
wenn die französische Arbeiter_Innenklasse sich auf eine Endabrechnung mit
dem Kapitalismus vorbereitet.

Pflegenotstand in Österreich
von  Aventina  Holzer,   Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Österreich ist ein Land, das nicht unbedingt für seine Arbeitskämpfe berühmt
ist.  Aber  die  drohende  Krise  und  speziell  die  Covidpandemie  mit  ihren
Auswirkungen für den Reproduktionssektor haben vermehrt dazu geführt.
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Speziell  in  der  Pandemie wurde viel  Aufmerksamkeit  auf  die  Pflege und
andere  Krankenhausmitarbeiter:innen  gelegt,  die  unter  sehr  schwierigen
Arbeitsbedingungen essenzielle Tätigkeiten verrichten. Neben diesen wurde
auf den Pflegenotstand aufmerksam gemacht. So werden bis 2030 76.000
zusätzliche  Arbeitskräfte  gebraucht  sowie  bessere  Maßnahmen  zur
Bekämpfung der Pandemie gefordert. Es gibt momentan auch Kampagnen,
die  verlangen,  dass  Pflege als  Schwerstarbeit  kategorisiert  wird,  um die
tatsächlichen Auswirkungen der Arbeit aufzuzeigen.

D i e  W i e n e r  P a r t e i  L I N K S ,  i n  d e r  d i e  G e n o s s : i n n e n  d e s
Arbeiter*innenstandpunkts  aktiv  sind,  hat  zur  Unterstützung  dieser
Arbeitskämpfe eine Kampagne gestartet, in der versucht wird, die Situation
in der Pflege im Spital mit der der häuslichen zu verbinden und aufzuzeigen,
was hier alles falsch läuft.

Das  sind aber  nicht  die  einzigen Aktivitäten im Reproduktionsbereich in
Österreich. Im letzten Jahr streikten Elementar- und Freizeitpädagog:innen
mehrmals, um gegen Personalmangel, fehlende Ressourcen und Gelder für
Erziehung  und  die  schlechte  Bezahlung  anzukämpfen.  Die  Forderungen
richten  sich  auch  konkret  an  die  türkis-grüne  Regierung.  Die  korrupte,
türkise  und  rechtskonservative  Volkspartei  steht  schon  seit  Jahren  auf
Kriegsfuß mit der öffentlich-staatlichen Förderung von Bildung. Die Grünen
opfern ihre Versprechen dem Erhalt ihre Regierungssitze. Bemerkenswert
ist,  dass  die  Streiks  ausstrahlten  und  immer  mehr  Sektoren  und
zusammenhängende  Bereiche  gemeinsam  in  den  Ausstand  treten.

So fand am 8. November 2022 ein Streiktag der Sozialwirtschaft Österreich
statt,  wo  von  der  Pflege  bis  hin  zur  Nachmittagsbetreuung  viele
Arbeiter:innen  des  sozialen  (und  reproduktiven)  Bereichs  auf  die  Straße
gegangen sind und bessere Kollektivvertragsabschlüsse gefordert haben. Von
den  geforderten  15  %  wurden  8  %  zugestanden.  Angesichts  einer
Inflationsrate von 8,6 % im Jahr 2022 bleibt dieser Abschluss jedoch unter
der aktuellen Preissteigerung. Es kommt daher nicht nur darauf an, weiter
die Kämpfe auf die Straße zu bringen und sie miteinander zu verbinden.
Notwendig  ist  ein  politischer,  unbefristeter  Massenstreik  für  die
automatische Anpassung der Löhne und Gehälter, der Renten und anderen



Transferleistungen an die Preissteigerung – kontrolliert von demokratisch
gewählten Ausschüssen der Beschäftigten.

TVöD: der 8. März als Streiktag?
von Anne Moll/Resa Ludivien, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Abgesehen von Berlin ist in keinem anderen Bundesland der Frauenkampftag
ein  Feiertag.  Und zu  feiern  gibt’s  auch  nicht  viel,  schaut  man sich  die
derzeitige TVöD-Runde an. Ein prädestinierter Streiktag also?

Was aus Clara Zetkins Frauentag wurde
Historisch  gesehen  ging  es  beim Kampf  um die  Gleichberechtigung  der
Frauen zuerst um das Wahlrecht, um das gleiche Recht, sich zu organisieren
und  Gewerkschafts-  wie  Parteimitglied  zu  werden,  um  Zugang  zur
Universität, Gesundheitsschutz der arbeitenden Frauen und um das Recht,
über  den  eigenen  Körper  zu  bestimmen.  Doch  der  Versuch  seiner
Vereinnahmung und Entpolitisierung ist auch nichts Neues. Immer wieder
wird  deutl ich,  dass  die  bürgerl ichen  Frauen,  aber  auch  die
Gewerkschaftsführung andere Forderungen im Sinn haben als Frauen aus
der Arbeiter:innenklasse.

So versuchten 1994 Frauen in Stuttgart, den DGB von einem Frauenstreiktag
zu überzeugen, bei dem auf die ungleiche Bezahlung und Doppelbelastung
aufmerksam gemacht werden sollte. Trotz der Versuche des Vorstandes, die
Aktionen  als  „Streittag“  zu  verharmlosen,  kam  es  zur  Besetzung  einer
Kreuzung sowie zum Teil einer Teilnahme während der Arbeitszeit, sprich zu
einem  Streik.  Anhand  dieses  Beispiels  wird  deutlich,  wie  viel
Mitverantwortung die Entschlossenheit der Basis trägt. Auch 29 Jahre später
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hat sich an der Situation von Frauen nur wenig geändert.

TVöD-Runde  Bund  und  Kommunen:  Wer
streikt  und  was  ist  bis  jetzt  passiert?
Der  8.  März  2023  fällt  in  Deutschland  in  eine  spannende  Zeit:
Tarifauseinandersetzungen bei öffentlichen Betrieben, der Post, kommunalen
Busunternehmen,  im  öffentlichen  Dienst  (TVöD-Runde),  Streiks  bei  den
Lehrer:innen in Berlin sind einige Beispiele dafür. Wir leben in Zeiten der
Inflation. Sollten die geforderten 10,5 % durchgesetzt werden können, dann
würden sie die aktuelle Preissteigerung wenigstens ausgleichen. Mindestens
500 Euro würden, vor allem für die Niedriglohngruppen, tatsächlich eine
große Änderung bewirken und eine wichtige Signalwirkung ausstrahlen.

Das betrifft 1,6 Millionen Menschen, die nach TVöD bezahlt werden, d. h.
diejenigen, die im öffentlichen Dienst bei Bund und Gemeinden tätig sind.
Das  sind  beispielsweise  Arbeiter:innen  in  kommunalen  Kitas,  in
Altenpflegeeinrichtungen oder Krankenhäusern. Es gab viel Applaus, dass sie
während  der  Pandemie  weitergearbeitet  haben,  viele  schöne  Worte  von
Politiker:innen,  dass  sich  die  Arbeitssituation  für  Pflege-  und
Erziehungsberufe verbessern muss. Passiert ist  bisher wenig. Gleichzeitig
existiert ein Vorbild, wie erfolgreiche Streiks aussehen können: 2021 und
2022  erkämpfte  die  nordrhein-westfälische  Krankenhausbewegung  in
wochenlangen  Streiks  den  Tarifvertrag  Entlastung.

Federführend für die derzeitige Verhandlungsrunde innerhalb des DGB ist
ver.di.  Die  Mobilisierung  läuft  bereits  seit  letztem  Jahr  in  Form  von
Mitgliederversammlungen  und  Vorbereitungen  in  den  Betrieben.  In
Gewerkschaftskreisen hatte man zeitweise den 8. März ins Auge gefasst, um
zu streiken. Kein Wunder, wenn man bedenkt, dass es sich um Bereiche
handelt,  in  denen  sehr  viele  Frauen  arbeiten.  Neben  einer  dauerhaften
Überlastung  und  Unterfinanzierung  dieser  Sektoren  sind  Frauen  und
Migrant:innen strukturell  schlechter  bezahlt  oder  gar  ohne  Tarifverträge
outgesourct – in Zeiten der Inflation ein tägliches Spiel mit dem Feuer.

Schaut  man sich die  Bereiche,  zu denen auch Reinigung oder Behörden



zählen,  nochmal  genauer  an,  so  verwundert  es  nicht,  dass  zu  den
ursprünglichen Forderungen der Beschäftigten auch die Verbesserung der
Arbeitsbedingungen  gehörte.  Dazu  zählen  „utopische“  Wünsche  wie
Arbeitszeitverkürzung oder mehr Urlaub bei Dauerschichtdienst. Doch das
war den Gewerkschaften zu heiß. Der 8. März als Streiktag ist auch weg vom
Fenster und man konnte sich im Oktober lediglich auf einen versöhnlichen
Forderungskatalog einigen,  welcher  sich lediglich auf  die  Löhne bezieht.
Ebenso offensichtlich ist die gezielte Schwächung des Streikes durch eine
Teilmobilisierung. Warum alle zusammen mobilisieren, wenn man auch nur
einzelne Sektoren wie die BSR (Stadtreinigung) in Berlin aufrufen kann? Und
das mit dem Wissen, dass die Kolleg:innen am Limit sind, alles immer teurer
wird,  sodass  sogar  Butter,  geschweige  denn  Gas-  oder  Mietpreise  ein
Luxusprodukt  darstellen.  Und  das,  nachdem  nach  Corona  vor  allem  im
Krankenhaus viele mit dem Gedanken spielen, ganz auszusteigen, und die
Arbeit„geber“:innenseite  auch  diese  niedlichen  Forderungen  noch
herunterhandeln  wird.  Das  ist  Politik  gegen  die  Arbeiter:innenklasse!

Frage dich mal,  was deine Gewerkschaft für
dich tun kann
Am 24.01.2023 fand die erste Verhandlungsrunde zum TVöD statt. Eine der
Tei lnehmer: innen  aufse i ten  der  Arbei t„geber“ : innen  war
Bundesinnenministerin  Nancy  Faeser  (SPD).  Diese  hat  wieder  einmal
gezeigt,  dass  diese  sich  zwar  auf  ihre  „guten  alten  Zeiten“  als
Arbeiter:innenpartei  stützt,  aber  keineswegs  Polit ik  für  die
Arbeiter:innenklasse betreibt. Ergebnis: nächste Runde, denn es gab nichts
zu „verhandeln“. Dafür hätten die Gemeinden und Kommunen ein Angebot
unterbreiten  müssen.  Besonders  interessant  ist,  dass  die  minimalen
Forderungen  der  Gewerkschaften  zu  hoch  und  unrealistisch  angesichts
leerer  Kassen ausfallen sollen.  Doch wo bleiben dann Forderungen nach
einem höheren Spitzensteuersatz,  sodass endlich mal die Reichen für die
Krise bezahlen?

Diese Argumentation hat nicht nur etwas mit der aktuellen Situation zu tun:
Sie hat System. Es gibt nur eine Möglichkeit, diesem zu entrinnen, nämlich,



indem  die  Warn-  in  unbefristete  Erzwingungsstreiks  überführt  werden.
Daneben  müssen  Demonstrationen  organisiert  und  Solidaritätsbündnisse
geschlossen  werden.  Unsere  Aufgabe  als  klassenkämpferische
Gewerkschafter:innen  und  Revolutionär:innen  liegt  darin,  dies
voranzutreiben, Druck auf die Gewerkschaftsführung auszuüben, die Kämpfe
zusammenzuführen  und  unter  Kontrolle  demokratisch  gewählter,  den
Mitgliedern  verantwortlicher  Streikkomitees  zu  stellen.

Frauenkampftag,  Streiktag –  gemeinsam auf
die Straße!
Es wird knapp in der Kasse. Schon allein, wenn wir nach dem Einkauf in
unser Portemonnaie sehen. Die nächste Gasrechnung bereitet uns schlaflose
Nächte. Wir sind es leid, dass alle die Krisen von Corona über Klima- und
Energiekrise auf unseren Rücken ausgetragen werden! Lasst uns unseren
Anteil zur Tilgung der Kosten und Ermöglichung eines anständigen Lebens
erstreiken!  Der  Internationale  Frauentag  ist  dafür  wie  geschaffen  und
ursprünglich  als  Kampftag  gedacht.  Diese  Bedeutung  müssen  wir  ihm
zurückgeben. Bremen geht hier mit gutem Beispiel voran: Hier ist der Streik
durch die ver.di-Mitglieder beschlossene Sache.

Dass er in Berlin zu einem Feiertag geriet, kann nur unter Berücksichtigung
der  wenigen Feiertage dort  allgemein  positiv  bewertet  werden.  Es  trägt
parallel zur Entpolitisierung des Tages bei und das ist gewollt. Man mag es
als  Form  der  Transformation  sehen,  wenn  sich  die  Regierenden  eine
zunächst kämpferische Thematik zu eigen machen und nach ihrem Gusto
interpretieren. Dass es gerade von einer rot-rot-grünen Politik befürwortet
wird,  zeigt  die  tief  verwurzelte  Sozialpartnerschaft,  die  kein  Interesse
aufkommen lässt,  tatsächlich an diesem Tag die Belange von Frauen wie
schlechte  Bezahlung,  Sexismus  am  Arbeitsplatz  oder  geringere
Aufstiegschancen zu thematisieren. Der Frauenkampftag ist kein Feiertag,
kein Streittag, sondern Streiktag!

Es  ist  daher  Aufgabe  der  Basis,  die  Gewerkschaftsführungen  daran  zu
erinnern, wessen Interessen sie ursprünglich vertreten sollten, und dies zu



erzwingen.  Doch  ein  Streiktag  reicht  nicht.  Die  nordrhein-westfälische
Krankenhausbewegung  hat  es  vorgemacht.  Es  darf  nicht  nur  um  Geld,
sondern muss auch um Entlastung und bessere Arbeitsbedingungen gehen.
Dafür brauchen wir Streikkomitees in allen Betrieben.

Hinaus zum Frauenkampftag! Frauenkampftag ist Frauenstreiktag!
Regelmäßige  Vollversammlungen,  Wahl  und  Abwählbarkeit  der
Streikkomitees!
Volle Kampfkraft für 10,5 % jetzt und mindestens 500 Euro für alle!
Früheren  Renteneintritt  ermöglichen,  Altersteilzeitregelung
verlängern! Mehr Urlaub bei Dauerschichtdienst!
Für eine Arbeitszeitverkürzung mit paralleler Einstellungsoffensive
unter Kontrolle der Beschäftigten!
Finanzierung  der  Maßnahmen  durch  massive  Besteuerung  der
Unternehmensgewinne und Vermögen!

#wirfahrenzusammen:  Streiks
im Leipziger Nahverkehr
von Niliam, zuerst erschienen bei der Gruppe Arbeiter:innenmacht, Februar
2023

Zweimal stand der ÖPNV Leipzigs in den letzten Tagen komplett still.

Am  Mittwoch,  dem  22.02.  fanden  wie  auch  am  Freitag,  dem  17.02.
Warnstreiks  statt.  Nachdem  letzte  Woche  alle  vom  TVöD  (Tarifvertrag
öffentlicher Dienst,  unter ihn fällt  auch Leipzigs Nahverkehr) betroffenen
Beschäftigten  streikten,  waren  es  am  Mittwoch  ausschließlich  die
Beschäftigten  der  LVB  (Leipziger  Verkehrsbetriebe).  Der  für  den  Streik
gewählte Tag war brisant: trafen doch RB Leipzig und Manchester City im
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Rahmen  eines  Champions  League  Spiels  aufeinander.  Tausende  von
Menschen  und  internationale  Gäste  waren  zu  erwarten.  Ein  erheblicher
Reputationsverlust für die Stadt Leipzig war vorauszusehen.

Dies unterstreicht einmal mehr den Kampfeswillen der Beschäftigten, nach
ihrer  Forderung von 10,5% mehr Lohn,  aber  mindestens 500€ bei  einer
Laufzeit von 12 Monaten für die nächste Verhandlungsrunde Ende März. Wir
zeigten uns im Rahmen der Kampagne #wirfahrenzusammen u.a. zusammen
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht an Streikposten in der Stadt und auf der
Großkundgebung am Freitag mit den Streikenden solidarisch. Auch wenn es
sich nur um eine reine Lohntarifrunde handelt, müssen wir doch klarmachen,
dass der Ausbau des ÖPNV dringend für eine Mobilitätswende gebraucht
wird.

Während der Nahverkehr oft vernachlässigt, teuer und schlecht ausgebaut
ist, wird immer noch auf klimaschädliche Fortbewegungsmittel gesetzt. Wir
fordern massive Investitionen in den Nahverkehr – für die Beschäftigten, für
das Klima und für die Fahrgäste! Sachsen ist Schlusslicht, was die Bezahlung
der Beschäftigten im ÖPNV angeht!



Urabstimmung für Erzwingungsstreiks jetzt!
Letzten Freitag waren wir bereits ab Streikbeginn um 3 Uhr morgens am
Betriebshof „Angerbrücke“.

Mit  den  Beschäf t ig ten  haben  wir  uns  über  d ie  sch lechten
Arbeitsbedingungen sowie die bestehenden Ängste und Sorgen hinsichtlich
der  stark  gestiegenen  Verbraucherpreise  ausgetauscht  und  darüber
gesprochen, weshalb die Forderung der Tarifrunde das Mindeste ist, auf was
sich eingelassen werden sollte. Sie durchzusetzen wird nur möglich, wenn
die  Verantwortlichen  von  ver.di  schnell  dazu  getrieben  werden,  eine
Urabstimmung  für  Erzwingungsstreiks  durchzuführen.

Wichtig ist die gemeinsame Organisation im Arbeitskampf – der Klimaschutz
steht nicht gegen die Arbeitsplätze,  wie uns die Kapitalist:innen oft  weis
machen wollen. Die Klimabewegung kämpft mit den Beschäftigten für die
gleichen  Interessen!  Gemeinsam  werden  wir  am  03.03.  den  globalen



Klimastreik  in  Leipzig  unterstützen.

Unsere Solidarität bedeutet auch Fahrgastgespräche zu führen und auf die
berechtigten Belange der Streikenden aufmerksam zu machen. Der ÖPNV
muss  für  eine  klimaneutrale  Zukunft  zwingend  ausgebaut  werden.  Mit
Plakaten wurde an den Haltestellen darauf aufmerksam gemacht, weshalb
die Busse und Bahnen still standen. Mit den Gäst:innen haben wir über die
Gründe  des  Streiks  gesprochen  und  wie  berechtigt  und  wichtig  die
Unterstützung dieser ist  –  höhere Löhne dürfen nicht durch Ticketpreise
ausgeglichen  werden!  Im  Gegenteil  fordern  wir  einen  kostenlosen
Nahverkehr,  der  durch  die  Besteuerung  der  Gewinne  von  VW  und  Co.
finanziert wird.

Am Freitagvormittag kamen rund 2.000 Beschäftigte auf die Kundgebung der
Gewerkschaft  ver.di.  Das  Bündnis  #wirfahrenzusammen  hielt  einen
Redebeitrag  über  den  gemeinsamen  Kampf  von  Klimaschutz  und  den
Forderungen  für  den  Tarifvertrag.  Die  Masse  zog  nach  weiteren
Redebeiträgen einmal ums Leipziger Rathaus und machte OB Burkhard Jung
deutlich  klar:  „Zusammen  geht  mehr“  und  dass  die  vergangenen  und
zukünftigen Reallohnverluste zwingend aufgefangen werden müssen!

Die Arbeitgeberseite  hat  ein erstes  Angebot  vorgelegt,  welches nicht  als
solches bezeichnet werden kann. Ihr Vorschlag: Eine Lohnerhöhung von drei
Prozent  zum 1.  Oktober  2023,  sowie  eine  weitere  lineare  Erhöhung der
Entgelte  um  zwei  Prozent  zum  1.  Juni  2024.  Statt  eines  monatlichen
Mindestbetrags  mit  sozialer  Komponente  bieten  die  Arbeitgeber  zwei
einmalige Inflationsausgleichszahlungen an: 1.500 Euro im Mai 2023 und
erneut  1.000  Euro  im  Januar  2024.  Für  Nachwuchskräfte  sollen  die
Einmalzahlungen  750  Euro  bzw.  500  Euro  betragen.

Fallen wir nicht darauf rein! Mit Einmalzahlungen und Verlängerung der
Dauer  des  Tarifvertrages  versuchen  die  Arbeitgeber  eine  wirkliche
Verbesserung  vorzutäuschen.  Diese  bedeuten  aber  weiterhin
Reallohnverluste,  welche  nicht  hinnehmbar  sind.  Auch  wenn  ver.di  das
Angebot sicher nicht annimmt, heißt es wachsam sein! Es wäre nicht das
erste  Mal,  dass  sich  die  Tarifkommission  auf  einen  faulen  Kompromiss



einlässt.

Verkehrswende  he ißt  gute  Arbei tsbedingungen  für
Nahverkehrsarbeiter:innen!
Macht Stunk – die ver.di-Verantwortlichen müssen zur Einleitung der
Urabstimmung gezwungen werden! Kündigt die Schichtungsklausel!
Für einen Streik in den Händen der Beschäftigten: Organisiert Euch
selbst  im  Betrieb,  wählt  ein  Streik-  und  Aktionskomitee,  fordert
öffentliche  Verhandlungen  sowie  eine  direkte  Wähl-  und
Abwählbarkeit  der  Tarifkommission!
Gewerkschaften und Lohnabhängige in die Offensive!


